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 Verfahrensvermerke 

1. Aufstellungsbeschluss durch den Technischen Ausschuss am   05.02.2025 

2. Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 BauGB am   15.02.2025/ 
01.03.2025 

3. Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung am   15.02.2025/ 
01.03.2025 

4. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung  vom 

bis 

24.02.2025 

28.03.2025 

5. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange vom 

bis 

24.02.2025 

28.03.2025 

6. Billigung des Bebauungsplanentwurfes und Auslegungsbeschluss durch   

    den Technischen Ausschuss 

 

am   

 

07.05.2025 

7. Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung am 17.05.2025 

8. Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes vom 10.04.2025  

    mit Begründung vom 10.04.2025 gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

vom 

bis 

26.05.2025 

04.07.2025 

9. Förmliche Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange    vom 

bis 

26.05.2025 

04.07.2025 

10. Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat gem. § 10 BauGB    

      und § 74 Abs. 7 LBO 

 

am   

 

22.10.2025 

11. Ausfertigung erfolgt am 22.01.2026 

 

 

 Ravensburg, den ....................     …...........................    
      (BÜRGERMEISTER, Bastin) 

 

 

 Ortsübliche Bekanntmachung und Beginn der Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes am 24.01.2026  
 

 Ravensburg, den ....................     …...........................   
       (AMTSLEITER, Herrling) 

 

 

 Diese Mehrfertigung stimmt mit dem Original überein. 
 
 Ravensburg, den ....................    …........................................ 

      (STADTPLANUNGSAMT, Selimovic) 
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SATZUNG DER STADT RAVENSBURG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN 
"HÜTTENBERGER WEG - NEUAUFSTELLUNG" SOWIE ÜBER DIE ÖRTLICHEN 
BAUVORSCHRIFTEN HIERZU   

 
Der Gemeinderat der Stadt Ravensburg hat am 22.10.2025 den Bebauungsplan „Hüttenberger Weg - Neu-
aufstellung“ sowie die örtlichen Bauvorschriften hierzu unter Zugrundelegung der nachstehenden Rechtsvor-
schriften als Satzungen beschlossen: 
 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2023 (BGBl. I Nr. 394) 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 176) 
 
Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 
 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. März 2010 
(GBl. S. 358, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. November 2023 (GBl. S. 422) 
 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 
(GBl. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. November 2024 (GBl. Nr. 98). 
 
 
§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Der räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil M 1:500 i.d.F. vom 10.04.2025/ 
18.08.2025  
 
 
§ 2 Bestandteile 
 
a) Die Satzung über den Bebauungsplan besteht aus:  
 

Teil I: "Zeichnerischer Teil M 1:500 i.d.F. vom 10.04.2025/ 18.08.2025" 
Teil II: "Planungsrechtliche Festsetzungen vom 10.04.2025/ 18.08.2025" 

 
b) Die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften besteht aus:  
 

Teil I: "Zeichnerischer Teil M 1:500 i.d.F. vom 10.04.2025/ 18.08.2025"  
Teil II: "Örtliche Bauvorschriften vom 10.04.2025/ 18.08.2025"  

 
  
§ 3  Inkrafttreten 
 
Der Bebauungsplan "Hüttenberger Weg - Neuaufstellung" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu treten mit 
der ortsüblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses nach. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft.  
 
 
Ravensburg, ausgefertigt am 22.01.2026   
 
 
 
Oberbürgermeister Dr. Daniel Rapp 
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 TEXTTEIL MIT PLANZEICHENERKLÄRUNG 

Hinweise: 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (insbesondere Gesetze, Verordnungen, Erlasse und 
DIN Vorschriften) können bei der Stadt Ravensburg, Stadtplanungsamt, eingesehen werden. 
 
Die jeweils rechtsverbindlichen Werte zu den in der Legende als beispielhaft gekennzeichneten Werten 
ergeben sich aus den Eintragungen bzw. aus den Typenschablonen auf dem Zeichnerischen Teil.  
In deren Ergänzung wird Folgendes festgesetzt bzw. vorgeschrieben: 

 A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

                 Teil II der Satzung über den Bebauungsplan 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) § 4 BauNVO 

Zulässig sind 
 Wohngebäude 
 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 
 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 
 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden die unter § 4 Abs.3 Nr. 1-5 BauNVO aufgeführ-
ten Betriebe und Anlagen nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 

 
 

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 BauNVO) 

 

 
 
 
 

2.1 Höchstzulässige Grundflächenzahl (GRZ) §§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und 19 Abs. 1 und 4 BauNVO 

In den WA-Gebieten 1, 2, 4, 6 und 7 darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflä-
chen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, sowie Nebenanlagen im Sinne  
des § 14 BauNVO überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl 
von 0,6. 
 
In den WA-Gebieten 3 und 5 darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen von 
Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl  
von 0,5. 
 
In den WA-Gebieten 1 und 5 bis 7 darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen 
von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, sowie Nebenanlagen im Sinne des  
§ 14 BauNVO und baulichen Anlagen, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird, überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8. 
 

 
 
 
 

2.2 Höchstzulässige Geschoßflächenzahl (GFZ) §§ 16 Abs. 2 Nr. 2 und 20 Abs. 2 BauNVO 

 

 
 
 

2.3 Höchstzulässige Wandhöhe (WH) § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

In den WA-Gebieten 2 bis 4 ist die Wandhöhe beim Satteldach bzw. Walmdach das trauf-
seitig gemessene Maß zwischen der im Lageplan festgesetzten Erdgeschoss-Rohfußbo-
denhöhe (EFH) und dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberfläche der Dachhaut.  
 
In den WA-Gebieten 1 sowie 5 bis 7 ist die Wandhöhe beim Satteldach bzw. Walmdach 
das traufseitig gemessene Maß zwischen dem am tiefsten liegenden Schnittpunkt der Au-
ßenwand mit dem bestehenden Gelände (vergleiche Planunterlage) und dem Schnittpunkt 
der Außenwand mit der Oberfläche der Dachhaut. 

WA

0,3*0,3* 
*beispielhaft 

0,8 * 

*beispielhaft 

WH 
 6,5* 

*beispielhaft 
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Beim Flachdach gilt als oberer Messpunkt der Wandhöhe die Oberkante der Attika bzw. 
bei Dachterrassen die Oberkante des Geländers. 
 
Eine Überschreitung der höchstzulässigen Wandhöhe kann mit Balkon- und Terrassenge-
ländern sowie Dachaufbauten entsprechend den örtlichen Bauvorschriften, ausnahms-
weise zugelassen werden. 
 

 
 
 

2.4 Höchstzulässige Gebäudehöhe (GH) § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

In den WA-Gebieten 2 bis 4 ist die höchstzulässige Gebäudehöhe festgesetzt in m über 
der im Lageplan festgesetzten Erdgeschoss-Rohfußbodenhöhe (EFH). 
 
In den WA-Gebieten 1 sowie 5 bis 7 ist die höchstzulässige Gebäudehöhe festgesetzt in m 
über dem am tiefsten liegenden Schnittpunkt der Außenwand mit dem zum Zeitpunkt der 
Planaufstellung bestehenden Gelände (vergleiche Planunterlage). 
  

 2.5 Höchstzulässige Höhe untergeordneter Bauteile und technischer Aufbauten,  
Ausnahme nach § 16 Abs. 6 BauNVO 

Die Überschreitung der höchstzulässigen Wand- oder Gebäudehöhe mit einem unterge-
ordneten Bauteil oder technischen Aufbauten kann ausnahmsweise zugelassen werden, 
wenn dieses Bauteil bzw. der Aufbau vertikal gemessen nicht höher als 1,20m über die 
Dachfläche hinaus geht. 

 

3. BAUWEISE / ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 2a BauGB) 

 

 
 
 

3.1 Abweichende Bauweise (a) § 22 Abs. 4 BauNVO 

In den WA-Gebieten 1 bis 4 und 7 sind Gebäude bis zu einer Länge von max. 20 m zuläs-
sig. 
In den WA-Gebieten 5 und 6 sind Gebäude bis zu einer Länge von max. 27 m zulässig.  
 

 3.2 Baugrenze § 23 Abs. 3 BauNVO 

 

 

4. GARAGEN, CARPORTS, STELLPLÄTZE UND FLÄCHEN FÜR  
NEBENANLAGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

  

 
 

4.1 Umgrenzung von Flächen für Garagen (Ga), Carports (Cp), nicht überdachte Stellplätze 
(St) und Nebenanlagen (Na) 

Garagen, Carports, nicht überdachte Stellplätze sowie Nebenanlagen, sofern es sich um 
Gebäude handelt (§§ 12 Abs. 6, 14 und 23 Abs. 5 Satz 2 BauNVO), sind nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen und in den hierfür festgesetzten Flächen zulässig. 
 

 4.2 Mit Garagen und Carports ist ein Mindestabstand von 2,5 m zur öffentlichen Verkehrsflä-
che einzuhalten. 

 

5. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNUNGEN IN GEBÄUDEN  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

 
 In den WA-Gebieten 1 bis 4 und 7 sind bei Einzelhäusern je Wohngebäude max. 3 

Wohneinheiten und bei Doppelhäusern max. 2 Wohneinheiten zulässig. Bei Doppelhäu-
sern bezieht sich die höchstzulässige Zahl der Wohnungen auf die einzelne Doppelhaus-
hälfte. Im WA-Gebiet 6 sind je Wohngebäude max. 8 Wohneinheiten zulässig. 

 

0,3*

a

 GH 
  6,5* 

*beispielhaft 
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6. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE FLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

 

 

6.1 Sichtwinkel innerhalb des Geltungsbereiches 

Für den fließenden Verkehr ist eine uneingeschränkte Sicht im Bereich von 0,8 m bis 2,5 m 
über Fahrbahnoberkante sicherzustellen. Bäume mit einem Astansatz über 2,8 m über 
Fahrbahnoberkante sind zulässig.  

7. VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Hinweis: Die Aufteilung der Verkehrsfläche ist unverbindlich und wird von der Stadt im Rahmen 
der Ausführungsplanung konkretisiert. 

 
 
 
 

7.1 Öffentliche Verkehrsflächen  

 

 
 
 

7.2 Öffentliche Verkehrsfläche als Begleitfläche 

 

 
 
 

7.3 Straßenbegrenzungslinie 

 

 
 
 

7.4 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

 

 7.5 Maximale Zufahrtsbreiten 

Je Grundstück sind Zufahrten zur öffentlichen Verkehrsfläche mit einer maximalen Breite 
von insgesamt 6,50 m zulässig. Im WA 6 sind ausnahmsweise je Grundstück maximal zwei 
Zufahrten zur öffentlichen Verkehrsfläche mit einer maximalen Breite von in Summe 8,50 
m zulässig. 

 

8. VERSORGUNGSFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

   

 
 
 

8.1 Fläche für Anlagen und Einrichtungen der Versorgung  

 

   
 

 Zweckbestimmung: Elektrizität 

 

 8.2 Flächen zur Rückhaltung und Behandlung von Niederschlagswasser  

Das anfallende Niederschlagswasser (Dach- und Oberflächenwasser) ist auf den privaten 
Grundstücken zurückzuhalten (z.B. in Retentionszisternen) und in gedrosselter Weise der 
öffentlichen Regenwasserkanalisation zuzuführen (DWA-ATV, A 117). Je 100m² versiegel-
ter Grundstücksfläche ist ein Retentionsvolumen von 3m³ vorzuhalten. Der Notüberlauf ist 
an den öffentlichen Regenwasserkanal anzuschließen.  
Das Niederschlagswasser der befestigten öffentlichen Flächen wird in einem Stauraumka-
nal zurückgehalten und mit einer Drosselwassermenge von 20 l/sec x ha über den neu her-
zustellenden Regenwasserkanal im Hüttenberger Weg in den Nördlichen Hüttenbergbach 
eingeleitet. 
Schädliche Verunreinigungen des abzuleitenden Niederschlagswassers oder eine Vermi-
schung mit Schmutzwasser sind unzulässig. 
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9. Flächen zur Rückhaltung und Behandlung von Niederschlagswasser       
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

  

  Flächen für die Rückhaltung und Ableitung von Starkregen 
 

10. GRÜNFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

  

 
 

10.1 Öffentliche Grünfläche  

Zweckbestimmung: Ausgleichsfläche 

11. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 24, 25a und b BauGB) 

 Hinweis: Details zur Umsetzung sind der Umweltanalyse zu entnehmen 
 
  

 
 

11.1 Aufwertung des Waldrandes, Entwicklung einer artenreichen, extensiv genutzten Fettwiese 
und einer freiwachsenden Hecke. 
 
Entwicklung eines durchgängigen, 3 m bis 6 m breiten, naturnahen Strauchmantels durch 
Vorpflanzung von gebietsheimischen standortgerechten Sträuchern. Pflanzqualität: Forst-
ware, Pflanzdichte: mind. 1 Strauch / 1 qm, Arten siehe Pflanzliste 3. Abschnittsweise 
Pflege durch "Auf-den-Stock-setzen", Ersatz bei Abgang. 
Entwicklung eines vorgelagerten Saums mittlerer Standorte durch Ansaat von autochtho-
nem Saatgut. Alternierende Mahd alle 1-3 Jahre, keine Düngung. 
 
Entwicklung und Erhalt einer blüten- und artenreichen Wiesenfläche durch Nutzungsexten-
sivierung und streifenweiser Ansaat von autochthonem Saatgut bzw. Mahdgutübertragung. 
Die Flächen sind 2 x jährlich zu mähen, das Mähgut ist abzufahren. 
 
Naturnahe Gestaltung des Fanggrabens zur Ableitung der Niederschlagswässer als Wie-
senmulde. Naturnahe Gestaltung des Böschungsverlaufs. Anlage als Saum- und Wiesen-
fläche durch Ansaat von autochthonem Saatgut. 2-malige Mahd der Wiesenmulde, alter-
nierend 1-malige Mahd des Saums. Verzicht auf Düngung. 
 
Entlang der östlichen Grenze des geplanten Wohngebiets ist eine lockere, stufige freiwach-
sende Heckenstruktur (mind. 2 m - 5 m breit mit Lücken) zu entwickeln. Pflanzung von 
standortgerechten Laubbäumen der Wuchsklasse II (mind. 6 Stück) und niedrigwachsen-
den standortgerechten Sträuchern gemäß Pflanzliste III. Abgehende Gehölze sind zu er-
setzen. 
 

 11.2 Gehölzpflanzungen 

Für alle anzupflanzenden Gehölze sind standortgerechte Pflanzen folgender Qualitäten 
(gem. den Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen Teil 1 und 2 der FLL-Richtlinie so-
wie DIN 18916) zu verwenden: 
Wuchsklasse I: Hochstamm oder Solitär, 3 x verpflanzt, mind. 18 - 20 cm Stammumfang, 

300 - 400 cm Höhe 
Wuchsklasse II: Hochstamm oder Solitär, 3 x verpflanzt, 18 - 20 cm Stammumfang,  

250 - 350 cm Höhe 
Obstbäume:  Hochstamm, 2 x verpflanzt, 7 - 8 cm Stammumfang 
Sträucher: 2 x verpflanzt, mind. 125 – 150 cm Höhe  
 
Die Gehölze sind durch fachgerechte Pflege dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu er-
setzen. 
 
Die Baumscheiben der anzupflanzenden Bäume sind mit durchwurzelbarem / kulturfähi-
gem Substrat herzustellen und müssen eine Grundfläche von mindestens 12 m² sowie eine 
Mindesttiefe von 1 m aufweisen. Davon sind mindestens 6 m² vollständig von Versiegelung 
freizuhalten und zu begrünen, die übrigen Flächen sind dauerhaft wasserdurchlässig (z.B. 

K1 
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Rasenfugenpflaster) und unter Anwendung eines fachgerechten, verdichtungsfähigen 
Baumsubstrates herzustellen. Der Stammbereich und die offenen Baumscheiben sind bei 
Gefährdung durch geeignete Maßnahmen vor dem Befahren zu schützen. 
 
Vorhandene standortgerechte Gehölze mit dem Pflanzgebot entsprechender Qualität kön-
nen auf die Zahl der zu pflanzenden Gehölze angerechnet werden. 
 
Arten entsprechend Pflanzenliste III in der Anlage.  
 

    

11.3 Pflanzgebot von Bäumen mit festem Standort  

Gemäß Eintragung im Lageplan sind standortgerechte Laubbäume der I. und II. Wuchs-
klasse (siehe Pflanzliste II) zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Abweichungen um 
bis zu 5 m vom festgesetzten Standort sind zulässig. Abgehende Bäume sind zu ersetzen.  
 

 11.4 Pflanzgebot von Bäumen ohne festen Standort 

Im Allgemeinen Wohngebiet sind je angefangene 500 m² Grundstücksfläche ein standort-
gerechter Laubbaum der I. und II. Wuchsklasse oder ein Hochstamm-Obstbaum zu pflan-
zen und dauerhaft zu erhalten. Abgehende Gehölze sind zu ersetzen. Für einen Anteil von 
mindestens 50 % der Anpflanzungen sind heimische Arten der Pflanzliste I im Anhang zu 
verwenden.  
 

 11.5 Begrünung privater KFZ-Stellplätze 

Pro angefangene acht Stellplätze sind diese mit je einem standortgerechten Laubbaum der 
Wuchsklasse II oder einem Obst-Hochbaum (siehe Pflanzliste II in der Anlage) zu überstel-
len. 
 

 11.6 Kleintierfreundliche Durchlässe in Zäunen 

Private Einzäunungen entlang der öffentlichen Grünflächen sind mit einem Mindestabstand 
von 10 cm vom Boden auszuführen. 

 

 11.7 Befestigung von Wegen, Stellplätzen, Unterhaltungswegen und Zufahrten 

Die Versiegelung von Wegen und Stellplätzen ist auf das funktional erforderliche Maß zu 
beschränken. Flächen für die Feuerwehr und die öffentlichen Stellplätze im Bereich des 
Wendehammers sowie private KFZ-Stellplätze mit Fahrgassen und Zufahrten sowie unter-
geordnete Wege sind mit offenporigen wasserdurchlässigen Belägen zu erstellen.  
 

 11.8 Minderung des Metallgehaltes im Niederschlagswasser  

Dacheindeckungen, Rinnen, Fallrohre und Verwahrungen etc. aus nicht beschichtetem 
Kupfer, Zink, Titan-Zink oder Blei sind nicht zulässig. 
 

 11.9 Bodenschutz 

Sparsamer, schonender und fachgerechter Umgang mit Grund und Boden gemäß §§ 1a 
Abs. 2 und 3, 202 BauGB sowie §§1, 2 und 7 BbodSchG. Unbelastete Böden sind fachge-
recht abzutragen, zwischenzulagern und wiederzuverwenden. Der Oberboden ist vor Be-
einträchtigungen zu schützen und in nutzbarem Zustand zu erhalten. Die DIN19731, 
DIN18915 und DIN 19639 sind bei der Planung und Bauausführung einzuhalten. Weitere 
Informationen zum Bodenschutz bei Baumaßnahmen enthält der Flyer "Bodenschutz beim 
Bauen", der als pdf-Datei auf der Homepage des Landratsamtes Ravensburg verfügbar ist. 
Baustelleneinrichtungsflächen sind nur innerhalb der Baugrundstücke und Verkehrsflächen 
zulässig. 
Zur Sicherstellung eines sparsamen, schonenden und fachgerechten Umgangs mit Grund 
und Boden wird ein Bodenschutzkonzept erstellt und die Bauausführung der öffentlichen 
Erschließung bodenkundlich begleitet. Das Bodenschutzkonzept umfasst folgende Punkte: 
Feststellung der physikalischen Eigenschaften des auszuhebenden Bodens; Erdmassen-
berechnungen (getrennt nach A-, B-, C-Horizont); Mengenangaben bezgl. künftiger Ver-
wendung des Bodens; direkte Verwendung (im Baugebiet, außerhalb des Baugebietes); 
Trennung von Oberboden und kulturfähigem Unterboden bei Ausbau und Lagerung; Zwi-
schenlagerung (Anlage von Mieten nach der DIN19731); Maßnahmen zur Vermeidung und 
zur Beseitigung von Bodenverdichtungen; Ausweisung von Lagerflächen sowie Auswei-
sung von Tabuflächen (keine bauseitige Beanspruchung).  
 
 
 
 



 
Bebauungsplan Seite 8 Teil II –  Textteil mit Planzeichenerklärung 
"Hüttenberger Weg - Neuaufstellung" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu 

 11.10 Dachbegrünung 

Flachdächer bzw. flach geneigte Dächer mit einer Neigung von weniger als 12° sind mit ei-
ner Substratschicht von mindestens 0,12 m zu versehen und zu begrünen. Die Dachbegrü-
nung ist auf Dauer zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Beachtung der FLL-Richtlinien 
für Dachbegrünungen. Hiervon ausgenommen sind ausschließlich Dachterrassen und Flä-
chen für technische Aufbauten. Flächen unter Anlagen für Solarthermie und Photovoltaik 
sind zu begrünen. 
 
 

 11.11 Erdüberdeckung von Tiefgaragen und sonstigen unterirdischen Gebäudeteilen 

Tiefgaragen und sonstige unterirdische Gebäudeteile sind mit einer durchwurzelbaren kul-
turfähigen Boden-/Substratschicht von mindestens 0,6 m, im Bereich von Planzungen 
kleinkroniger Bäume von mind. 0,8 m, bei mittelkronigen Bäumen von mind. 1,2 m sowie 
bei großkronigen Bäumen von mind. 1,5 m zu versehen und dauerhaft zu begrünen. Hier-
von ausgenommen sind Zufahrten und Wege, Terrassen und Flächen für technische Auf-
bauten.  
 

 11.12 Verwendung reflexionsarmer Fotovoltaik- und Solarthermieanlagen 

Es sind reflexionsarme Fotovoltaik- und Solarthermiekollektoren zu verwenden. Die Anla-
gen dürfen nicht mehr als 3% des Sonnenlichts reflektieren. Es sind entspiegelte und mo-
nokristalline Module aus mattem Strukturglas zu verwenden oder Anlagen mit AR oder 
ARC-Beschichtung (Antireflektionsbeschichtung oder "deflect"-Module).  
 

 11.13 Bauliche Vermeidung von Transparenzsituationen zum Schutz vor Vogelschlag 

Für die Fassaden sind keine glänzenden oder stark spiegelnden Materialien zulässig. Ver-
glaste Balkone sowie verglaste „über-Eck"-Situationen, Wind- und Sichtschutzelemente 
sind nicht zulässig. 
Große zusammenhängende Glasflächen (max. 2,5 m²) an Außenfassaden und große 
transparente Bauteile sind zu vermeiden. Sofern diese nicht vermieden werden können, 
sind spiegelungsarme Scheiben mit einer geeigneten Strukturierung der Scheiben (Struk-
turglas) zur Risikoreduzierung zu verwenden. Für Fenster und transparente Bauteile sind 
Scheiben mit einem Außenreflexionsgrad von maximal 15% zu verwenden. Alternativen 
gemäß den Empfehlungen der Schweizer Vogelwarte Sempach. 
 

 11.14 Minderung von Lichtimmissionen 

Die Beleuchtung muss auf das für die Sicherheit absolut notwendige Mindestmaß reduziert 
werden. Für die Außenbeleuchtung sind umwelt- und insektenschonende, dimmbare 
Leuchtmittel (dimmbare, warmweiße LED-Leuchten, Lichttemperatur unter 3000 K) in nach 
unten strahlenden Lampenträgern zu verwenden. Der Lichtpunkt ist möglichst niedrig und 
befindet sich im Gehäuse, der Lichtstrahl ist nach unten auszurichten.  
Die Beleuchtungsintensität ist im Zeitraum zwischen 23.00 und 5.00 Uhr zu reduzieren. 
Eine flächige Anstrahlung von Wänden, Fassaden und Gehölzen sowie Bodenstrahler sind 
nicht zulässig. Um eine nächtliche Beleuchtung des Waldrands und der Ausgleichsfläche 
zu vermeiden, dürfen grundsätzlich keine Beleuchtungen angebracht werden, die in diese 
Richtung abstrahlen. 

12. SONSTIGE PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

  

 

12.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

 

 
 

12.2 Abgrenzung unterschiedlicher Art und/oder Maß der baulichen Nutzungen (§ 9 BauGB) 

 

 12.3 Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen in Bezug auf die Höhe baulicher Anlagen  
(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 Abs. 4 und 16 Abs. 5 BauNVO) 

 
 
 
 

12.4 Höhenlage baulicher Anlagen/Erdgeschoss-Rohfußbodenhöhe (EFH) (§ 9 Abs. 3 BauGB) 

Im Plangebiet ist die EFH im Lageplan in Metern über Normal-Höhen-Null (m ü. NHN) fest-
gesetzt. Abweichungen um + 15 cm sind zulässig. 
 
 

EFH 
450,5* 

*beispielhaft 
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 12.5 Geländeanpassung an die Verkehrsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Zur Herstellung des Straßenbaukörpers sind in den an die Straßenverkehrsfläche und an 
die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung angrenzenden privaten Grundstücksflä-
chen unterirdische Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenze in einem Streifen mit ei-
ner Tiefe von 1,5 m zulässig. 

13. ZUORDNUNG VON KOMPENSATIONSMASSNAHMEN (§ 9 Abs. 1a BauGB) 

 
13.1 Zugeordnete Kompensationsmaßnahmen 

Den Flächen, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, werden folgende Kompensationsmaß-
nahmen innerhalb und außerhalb des Plangebietes des Bebauungsplanes zugeordnet. 
Diese werden im Umweltbericht und im Maßnahmenplan näher beschrieben. 
 
Innerhalb des Plangebietes des Bebauungsplanes: 
Kompensationsmaßnahmen zur Aufwertung des Waldrandes (K1) 
Kompensationsmaßnahme K1a Entwicklung einer freiwachsenden Hecke (Flst. 443/1) 
Kompensationsmaßnahme K1b Entwicklung einer artenreichen, extensiv genutzten Fett-

wiese (Flst. 443/1) 
Kompensationsmaßnahme K1c Entwicklung eines Strauchmantels mit Saum zwischen 

Waldrand und Grünland (Flst. 443/1) 
 
Außerhalb des Plangebietes des Bebauungsplanes: 
Kompensationsmaßnahme K2 Abbuchung von Ökopunkten aus Ökokontomaßnahme (Ge-

wässerentwicklungsmaßnahme "Schussen bei Gutenfurt") 
Von dieser Kompensationsmaßnahme werden 233.643 Ökopunkte zugeordnet. 
 
Zuordnung der Kompensationsmaßnahmen 
Die Kompensationsmaßnahmen K1a bis K1c innerhalb des Geltungsbereiches werden ent-
sprechend der nachfolgenden Tabelle den geplanten Wohnbau- und Verkehrsflächen zu-
geordnet. 
 

Teilbereich Fläche 

[m²] 

Kompensa-
tionsmaß- 
nahmen 

dem Eingriff zuzuord-

nender Anteil der Kom- 

pensationsmaßnahmen 

Allgemeines Wohngebiet (WA, GRZ 0,4) 5.580 K1, K2 29 % 

Allgemeines Wohngebiet (WA, GRZ 0,3) 8.438 K1, K2 44 % 

Allgemeines Wohngebiet (WA, GRZ 0,25) 3.269 K1, K2 17 % 

Verkehrs-/Erschließungsfläche (Völlig ver-
siegelte Straßen- und Parkflächen) 

2.065 K1, K2 10 % 

Gesamtfläche Eingriff 19.352  100 
 

 B ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 74 LBO) 

                Teil II der Satzung über die örtlichen Bauvorschriften 

 

 ÄUSSERE GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN (§ 74 Abs. 1 LBO) 

 
1.1 Dachform von Hauptbaukörpern 

Die Dachformen der Hauptdächer von Hauptbaukörpern sind gemäß den Eintragungen in 
den Nutzungsschablonen des Lageplanes vorgeschrieben. 
Abweichend davon sind Flachdächer (0-3°) bis maximal 20 % der Grundfläche des jeweili-
gen Hauptgebäudes zulässig. 
Mit Dachflächen von Dachdurchbrechungen darf der Flachdachanteil überschritten werden. 
Bei der Berechnung der hier relevanten Grundfläche des jeweiligen Hauptgebäudes sind 
Gebäudeteile, durch die das Grundstück lediglich unterbaut wird, nicht mitzurechnen. 
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Bei der Berechnung der hier relevanten Grundfläche des jeweiligen Hauptgebäudes sind 
Gebäudeteile, durch die das Grundstück lediglich unterbaut wird, nicht mitzurechnen. 
 

1.2 Dachneigung 

Die Dachneigung der Hauptdächer von Hauptbaukörpern sind gemäß den Eintragungen in 
den Nutzungsschablonen des Lageplanes vorgeschrieben. Die Dachneigung ist bei ge-
neigten Dächern symmetrisch auszuführen. 
 

1.3 Dachdurchbrechungen 

Als Dachdurchbrechungen gelten: Dachaufbauten (z.B. Dachgaupen, Widerkehre, Zwerch-
giebel), Dacheinschnitte (z.B. Balkone, Loggien) sowie sonstige Dachdurchbrechungen der 
Dachflächen (z.B. Treppenräume, Aufzugsüberfahrten). Sie sind bei Einhaltung folgender 
Maße zulässig: 
 Mit einer Gesamtlänge von 70 % der jeweiligen Gebäudelänge (Außenkante Außen-

wand zu Außenkante Außenwand) 
 je Dachfläche nur je eine Form von Dachaufbauten, Dacheinschnitten und sonstigen 

Dachdurchbrechungen und  
 ein Mindestabstand zum First (beim Sattel-, Walm- und Zeltdach), zum Mansardknick 

(beim Mansarddach) von 0,8 m und 
 ein Mindestabstand zum Ortgang von 1 m (Außenkante Außenwand) und 
 ein Mindestabstand zu Kehlen und Graten von 1 m (horizontal gemessen) und 
 ein seitlicher Mindestabstand zwischen Dachdurchbrechungen von 1 m (Außenkanten) 

und  
 die traufseitige Wandhöhe von 3 m über der Rohfußbodenhöhe des betroffenen Rau-

mes eingehalten wird, sofern keine gegenläufigen Dachneigungen entstehen. 
 Bei Widerkehren, die die Traufe des Hauptdaches aufnehmen, kann von den genann-

ten Maßen der Mindestabstände und traufseitigen Wandhöhe abgewichen werden. 
 

1.4 Fassadengestaltung  

Glänzende Materialien und grelle Farben sind unzulässig. 
 

 GESTALTUNG UNBEBAUTER GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN  

 Einfriedungen 

Einfriedungen sind nur in Form von lebenden Hecken aus heimischen Laubgehölzen und 
begrünten Zäunen aus Holz- oder Metall zulässig. Entlang öffentlicher Verkehrs- und Grün-
flächen sind Zäune nur bis zu einer Höhe von 1,2 m sowie o.g. Hecken nur bis zu einer 
Höhe von 1,8 m zulässig. Auf maximal 10% der Grundstücksgrenze sind Unterbrechungen 
mit Stelen und Mauern zulässig. 

 C           NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 Abs. 6 und 6a BauGB) 

 

  Waldabstand gem. § 4 Abs. 3 LBO BW 
 

 D           KENNZEICHEN UND HINWEISE  

 

 1.1  Füllschema der Nutzungsschablone (Planungsrechtliche Festsetzungen) 

 
  1 

2 
3 
4 
5 
6 

Art der baulichen Nutzung  
maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ)  
maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ)  
Bauweise  
Höchstzulässige Wandhöhe (WH)  
Höchstzulässige Gebäudehöhe (GH) 

Planungsrechtliche
 Festsetzungen

43

1 2

65
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1.2  Füllschema der Nutzungsschablone (örtliche Bauvorschriften) 

1     Dachform / Dachneigung 

 1.3  Geplante Grundstücksgrenzen 

 
 

 1.4  Sichtwinkel außerhalb des Geltungsbereiches 

Für den fließenden Verkehr ist eine uneingeschränkte Sicht im Bereich von 0,8 m bis 2,5 m 
über Fahrbahnoberkante sicherzustellen. Bäume mit einem Astansatz über 2,8 m über 
Fahrbahnoberkante sind zulässig.  
 

  
 
 

1.5  Bestehender Straßenrand außerhalb des Geltungsbereiches 

 

1.6  Voraussichtliche Höhenlage der Erschließungsstraße ist in m ü. NHN im Lageplan darge-
stellt. 
 

 1.7  Öffentliche Stellplätze 

 

 1.8  Energieeinsparung 

Die Nutzung von regenerativen Energien wird durch das Gebäudeenergiegesetz (GEG) 
des Bundes beim Neubau vorgegeben. Über die gesetzlichen Anforderungen hinausge-
hende Energieeinsparmaßnahmen werden ausdrücklich empfohlen. 
 

 1.9  Schnitt- und Fällmaßnahmen an/von Gehölzen  

Schnitt- und Fällmaßnahmen an/von Gehölzen sind ausschließlich in der Zeit vom 01. Ok-
tober bis zum 28./29: Februar durchzuführen, um keine Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG auszulösen.  

 

 1.10  Artenschutz 
Rodungen und die Freiräumung der Baufelder sind außerhalb der Fledermaus Sommer-
quartierszeit und Vogelbrutzeit, also vom 01. Oktober bis zum 28./29: Februar durchzufüh-
ren, um keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG auszulösen. Bei Umbau- und Ab-
rissmaßnahmen an bestehenden baulichen Anlagen ist vor Beginn der Arbeiten zu prüfen, 
ob Tiere der besonders geschützten Arten verletzt, getötet, ihre Entwicklungsfolge oder 
Ruhe-, Nist-, Brut- oder Wohnstätten gestört werden kann. Ist dies der Fall, so ist eine Ent-
scheidung der zuständigen Naturschutzbehörde einzuholen. 
 

 1.11  Stellplatzsatzung 

Es gilt die jeweils aktuelle Stellplatzsatzung der Stadt Ravensburg. 
 

 1.12  Archäologische Denkmalpflege 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbe-
hörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metall-
teile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der An-
zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit 
einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlungen werden gem. §27 DSchG 
als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologi-
scher Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

 

 1.13  Versickerung 

Eine Versickerung gemäß des Wassergesetztes und dem Arbeitsblatt DWA-A 138 ist auf-
grund der steilen Hanglage und der Bodendurchlässigkeit nicht möglich. 
 

 1.14  Einleitung in einen Vorfluter (Gewässer) / Regenwasserkanal 

Bei einer Einleitung in einen Vorfluter / Regenwasserkanal darf das Regenwasser nur ge-
drosselt eingeleitet werden (DWA-ATV, A 117). Die Drosselwassermenge ist im Baugeneh-
migungsverfahren mit dem Tiefbauamt abzustimmen. Als vereinfachter Ansatz kann das 
Retentionsvolumen mit 3 m³ Stauvolumen für 100 m² befestigte Fläche verwendet werden. 

Örtliche 
Bauvorschriften

1

465,50*

* beispielhaft
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Auf Flächen, welche in einen Vorfluter / Regenwasserkanal entwässern, sind Reinigungs-
arbeiten z.B. Autowäsche nicht zulässig. Das Ableiten von Grundwasser durch Drainagen 
über die Schmutz- und Regenwasserkanalisation ist ohne gesonderte wasserrechtliche 
Genehmigung grundsätzlich unzulässig. 
 

 1.15  Hangwasser durch Starkregenereignisse 

Aufgrund der Hanglage kann es bei Starkregenereignissen zu wild abfließendem Hang-
wasser kommen. Private Grundstückseigentümer sollten sich über einen privaten Objekt-
schutz gegen dieses schützen. Zum Objektschutz vor Starkregenereignissen sollten Licht-
schächte sowie Zufahrten zu Tiefgaragen bis zur festgesetzten Erdgeschoß-Rohfußboden-
höhe (EFH) geführt werden.  
Die Verantwortung der Umsetzung der genannten Ausführungen und damit der ausrei-
chende Objektschutz obliegt dem Eigentümer. 
Zum Schutz von Starkregen aus dem oberliegenden Einzugsgebiet wird ein Abflussgraben 
errichtet, welcher über den neuen Regenwasserkanal im Hüttenberger Weg in den Nördli-
chen Hüttenbergbach abgeleitet wird. Der anfallende Starkregen im Plangebiet wird über 
den öffentlichen Regenwasserkanal in der Erschließungsstraße über den Hüttenberger 
Weg in den Nördlichen Hüttenbergbach eingeleitet. 
 

 1.16  Weiße Wanne 

Zum Schutz vor Stau- und Schichtwasser wird empfohlen, die Untergeschosse mit einer 
sog. weißen Wanne zu schützen. 
 

 1.17  Grundwasserschutz 

Grundwasserbenutzungen bedürfen in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. 
§§ 8, 9, 10 Wasserhaushaltsgesetzt (WHG). Diese ist bei der Unteren Wasserbehörde des 
Landratsamtes Ravensburg zu beantragen. Die für das Erlaubnisverfahren notwendige An-
tragsunterlagen müssen nach § 86 (2) WHG von einem hierzu befähigten Sachverständi-
gen gefertigt und unterzeichnet werden. Ein Formblatt über die notwendigen Unterlagen ist 
bei der Unteren Wasserbehörde erhältlich. Eine Erlaubnis für das Zutagefördern und Zuta-
geleiten von Grundwasser zur Trockenhaltung einer Baugrube kann grundsätzlich nur vo-
rübergehend erteilt werden. Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser sowie 
Erdaufschlüsse aller Art hat der Unternehmer gem. § 49 (2) WHG in Verbindung mit § 43 
WG bei der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes unverzüglich anzuzeigen. Die Un-
tere Wasserbehörde trifft die erforderlichen Anordnungen. 
 

 1.18  Private Freiflächen 

Die unbebauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. 
Schotterungen zur Gestaltung privater Gärten sind mit dem novellierten Naturschutzgesetz 
§21 a grundsätzlich unzulässig. "Es ist darauf hinzuwirken, dass Gartenanlagen insekten-
freundlich gestaltet werden und Gartenflächen vorwiegend begrünt werden.  
Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten sind grundsätzlich keine andere zuläs-
sige Verwendung im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 1 LBO BW."  
 

 1.19  Ordnungswidrigkeiten  

Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften (§ 74 LBO) werden als Ordnungswidrigkeiten 
nach § 75 Abs. 2 und 3 LBO behandelt. 
 

 1.20  Linie der Baumfußpunkte (dem Baugebiet zugewandte Stammaußenseite) des Waldran-
des außerhalb des Geltungsbereiches. 

 F            PLANUNTERLAGE 

 

Die verwendete Plangrundlage ist auf dem Stand vom 02.04.2025. Sie verwendet das Koordinatensystem 
ETRS89/UTM Zone 32 und das Höhensystem DHHN2016 (Status 170) (NHN Normal-Höhen-Null). 
 

 
 

1.1  Bestehende Flurstücksgrenzen mit Flurstücksnummern 
 

 
 

1.2  Bestehende Haupt- / Nebengebäude 

 

524

525
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1.3  Bestehendes Gelände zum Zeitpunkt der Planaufstellung (Höhenschichtlinien) in m über 
Normal-Höhen-Null (m ü. NHN). 
 
 
 
 

 G           ANLAGEN  

 

 PFLANZLISTE 

  

 PFLANZLISTE I: Laubbaumarten zur Pflanzung im Plangebiet (auf Privatgrundstücken) 

 Acer campestre  Feld-Ahorn 
Acer platanoides  Spitz-Ahorn 
Betula pendula  Hänge-Birke 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Prunus avium  Vogel-Kirsche 
Sorbus aucuparia  Eberesche 
Prunus padus  Trauben-Kirsche 
 (i.S. Schloss Tiefurt, durchgehender Leittrieb) 
Pyrus pyraster  Holz-Birne 
Sorbus aria  Mehlbeere 

  

 PFLANZLISTE II: Pflanzempfehlungen Bäume entlang der Straßen 

 Acer campestre  Feldahorn 
Acer platanoides  Spitzahorn (auch in Sorten) 
Acer pseudoplatanus  Bergahorn 
Alnus x spaethii  Purpurerle 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Corylus colurna  Baumhasel 
Quercus petraea  Traubeneiche 
Quercus robur  Stieleiche (auch in Sorten) 
Sorbus aucuparia  Eberesche 
Sorbus aria Großlaubige  Großlaubige Mehlbeere (auch in Sorten) 
Sorbus intermedia  Schwedische Mehlbeere (auch in Sorten) 
Tilia cordata  Winterlinde (auch in Sorten) 
Juglans regia  Walnuss 
Ulmus spec.  Linde (auch in Sorten) 

  

 PFLANZLISTE III: Sträucher und mittelkronige Bäume zur Vorpflanzung des Waldrandes (K1) 
 Acer campestre  Feld-Ahorn 

Cornus sanguinea  Blutroter Hartriegel 
Corylus avellana  Gewöhnliche Hasel 
Crataegus monogyna  Eingriffeliger Weißdorn 
Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster 
Lonicera xylosteum  Heckenkirsche 
Prunus avium  Vogelkirsche 
Prunus padus  Trauben-Kirsche 
Prunus spinosa  Schlehe 
Rhamnus carthartica  Echter Kreuzdorn 
Ribes alpinum  Alpen-Johannisbeere 
Ribes rubrum  Rote Johannisbeere (Wildform) 
Rosa arvensis  Feld-Rose 
Rosa canina  Hundsrose 
Rosa rubiginosa  Weinrose 
Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa  Roter Holunder 
Sorbus aucuparia  Vogelbeere 

  

 

42 5

*beispielhaft 




